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Ziel dieses Aufsatzes ist es, einige ungewöhnliche Verwendungsarten der 
Rechtsform der Genossenschaft zu skizzieren und Gründe für die Ent­
stehung solcher Gesellschaften aufzuzeigen. Damit soll auf Entwicklungen 
im schweizerischen Gesellschaftsrecht aufmerksam gemacht werden, die 
bisher nur wenig beachtet worden sind1, weil das Genossenschaftsrecht in 
der Literatur eher stiefmütterlich behandelt wird. 

J m fo lgenden gehe ich zunächst kurz a uf die allgemeine gesetzliche Ord­
nung des Genossenschaftsrechts ein (I) . Anschließend weise ich auf einige 
Genossenschaften hin , deren Aufbau von den Grundsätzen des schweize­
ri schen Genossenschaftsrechts mehr oder weniger stark abweicht. Dabei 
prüfe ich auch, wie weit die e Abweichungen durch gesetzliche Spezial­
bestimmungen gefördert worden sind (U). In einem dritten Abschnitt wird 
nach den Gründen gefragt, die zur Verwendung der Genossenschaftsform 
für Gesellschaften führen, bei denen angesichts ihres Aufbaus und ihrer 
Ziele diese Rechtsform nicht erwartet wird (III). Tm letzten Abschnitt 
werden noch ein paar rechtspolitische Bemerkungen angefügt (IV). 

I. Die Ausgestaltung der Genossenschaft im schweizerischen Recht 

Das schweizerische Genossenschaftsrecht hat in vielen Belangen gegen­
sätzliche Tendenzen zu verbinden versucht. In zwei Punkten jedoch hat der 
Gesetzgeber eindeutig Stellung bezogen : 
- Er hat die Genossenschaft personalistisch aufgebaut 2 ; 

*Der Artikel wurde als Diskussionsgrundlage für das Türkisch-schweizerische Juristen­
treffen J 970 in Lausanne verfaßt. 

1 Vgl. jetzt PETER FoRSTMOSER, Großgenossenschaften, Diss. Zürich 1970, Abhandlun­
gen zum schweizerischen Recht , H. 397, Bern 1970. 

2 Ausnahmen für einzelne Genossenschaftsarten s. nachstehend II, 2, a. E. 

ZSR 1971 I, 339 ff.
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- Er hat sie - im nichtvermögensmäßigen Bereich zumindest -rein körper­
schaftlich ausgestaltet 3 . 

Einige Hinweise auf die gesetzliche Ordnung - sie ließen sich um viele 
vermehren - mögen dies belegen : 

J. Personalistische Ausgestaltung der Genossenschaft 

Die Legafdefinition von Art. 828 OR umschreibt die Genossenschaft a ls 
eine Verbindung, die ihre Ziele « in gemeinsamer Selbsthilfe » verfo lgt. 
Durch diese Formulierung wird deutlich gemacht, «daß die Förderung 
der Mitglieder durch deren aktive Mitarbeit zu geschehen hat »4

• Nicht nur 
«ein Stück Vermögen des einze lnen», wie bei der AG , sondern «ein Stück 
der wirtschaftlichen Persönlichkeit se lbst» 5 soll in der Gesell schaft auf­

gehen. Die Bas is zu der das ganze schweizerische Genossenschaftsrecht 
durchziehenden personali sti schen Ausgestaltung ist da mit gelegt. 

Die Mitgliedschaft ist in ihren Rechten und Pflichten auf die Persönlich­
keit des Mitglieds bezogen, nicht auf seine Kapitalbeteiligung. «Wi r finden 
unter den einschlägigen Normen keine einzige Bestimm ung, die der Mit­
gliedschaft zwingend einen kapitali stischen Charakter geben würde. Viel­
mehr legen jene zwingenden Vorschriften, die zur Konstruktion der Mit­

gli edschaft beitragen , diese als personale so eindeutig fest, daß auf dem 
Boden des Gesetzes eine Genossenschaftsmitgli edschaft rein kapitaler 
Ausprägung ga r nicht denkbar ist.» 6 Konsequenterweise läßt denn a uch 
Art. 92 Abs. 1 der Ha ndelsregisterverordnung Genossenschaften mit a us­
schließ l ich finanzieller Beteiligung der Mitglieder nicht zu 7• 

Sehr deutlich kommt die personalistische Struktur im Recht der General-

3 Ausnahmen für einzelne Genossenschaftsarten s. nachstehend II , l , a.E. 
4 ANTON HEINI, Rundgang durch das schweizerische Genossenschaftsrecht, Zeitschrift 

für das gesamte Genossenschaftswesen 10, 1960, S. 195. 
"MAX GERWIG, Die Genossenschaft, Sieben Vorträge über das neue OR, Basel 1937, 

S. 152. 
6 JAKOB GusTAV FREY, Mitgliedschaft und Mitgliedschaftswechsel bei der Genossen­

schaft, Diss. Basel 1943, S. 129 ; vgl. auch ARNOLD GvsIN, Ergebnisse und Erfordernisse 
der Revision des Genossenschaftsrechts, ZSR 50, J 931, S. 363 ; MAX GuTZWILLER, 
Zürcher Kommentar zum OR Y, 6. Teil: Die Genossenschaft (im Erscheinen), Ein­
leitung N 79 ; GEORGES CAPITAJNE, Genossenschaft, SJK 1158 ; FRITZ VON STEIGER, 
Grundriß des schweizerischen Genossenschaftsrechts, 2.Aufl., Zürich 1963, S.13; 
HANs-JüRG MANTEL, Die vereinsrechtlichen Momente im neuen schweizerischen 
Genossenschaftsrecht, D iss. Bern 1948, S. 62 ff. 

7 Vgl. dazu ROBERT DuRRER, Der Schutz des Gesellschafters gegen Zweckänderungen , 
Diss. Bern 1955, S. 36. 



Zur Verwendung der Rechtsform der Genossenschaft 341 

versammlung zum Ausdruck: Kraft zwingenden Rechts kommt bei Wahlen 
und Abstimmungen jedem Genossenschafter eine und nur eine Stimme 
zu 8 . Eine Abstufung nach der Kapitalbeteiligung ist damit ausgeschlossen. 
- Charakteristisch ist auch die Regelung der Stellvertretung: Während in 
der AG grundsätzlich ein beliebiger Dritter als Vertreter bestellt werden 
kann und die Statuten diese Bestimmung einzig dahingehend einschränken 

dürfen, daß sie als Stellvertreter nur andere Aktionäre zulassen 9, ist bei der 
Genossenschaft die Möglichkeit der Stellvertretung stark eingeschränkt: 
Die Vertretung kann nur durch einen anderen Genossenschafter erfolgen, 
wobei kein Bevollmächtigter mehr als ein Mitglied vertreten darf1°. 

In scharfem Gegensatz zum Aktienrecht stehen die Regeln über das 
Grundkapital: Vor allem ist ein Grundkapital bei der Genossenschaft nicht 
obligatorisch ll. Ebensowenig bestehen Vorschriften über die Mindesthöhe 

eines allfälligen Genossenschaftskapitals12 . Auch der Mindestnennwert 
und die Mindestliberierung der Anteile sind frei bestimmbar13, was wieder­
um auf die geringe Bedeutung hinweist, die der Gesetzgeber bei dieser 
Gesellschaftsform dem Kapital zugemessen hat. 

Diese Beispiele mögen genügen , um zu zeigen, daß das schweizerische 
Genossenschaftsrecht - wie schon die Genossenschaftsideologie - diese 
Gesellschaft eindeutig und kompromißlos als Persona/verband aufgebaut 

8 Art. 885 OR; vgl. dazu HUGO WENNINGER, Das Stimmrecht des Genossenschafters 
nach dem revidierten schweizerischen OR, Diss. Zürich 1944, S. 45; von STEIGER, 
a . a. 0 . (Anm. 6) S. 85 ff.; Lw S1GG, Das oberste Organ in der Genossenschaft, Diss. 

Zürich 1954, S. 17 ff.; EouARD H ENSEL, Das Generalversammlungsrecht der Genos­

senschaft nach dem neuen Schweizerischen OR, Diss. Zürich 1942, S. 60 f.; RUTH 
BERNHEIMER, Die Gleichbehandlung des Genossenschafters im schweizerischen OR, 

Zürich 1949, S. 55 ff.; MAX KUMMER, Die Gleichbehandlung der Genossenschafter 
gemäß Art. 854 OR, Bern 1949, S. 35. 

9 Art. 689 Abs. 2 OR. 
10 Art. 886 OR. Eine Lockerung ist nur in zweierlei Hinsicht zulässig: Die Statuten 

können die Vertretung durch einen handlungsfähigen Familienangehörigen gestatten, 

und sie können - bei Genossenschaften mit mehr als tausend Mitgliedern - vorsehen, 
daß ein Genossenschafter bis zu neun weiteren vertreten darf. 

11 MAX GERWJG, Schweizerisches Genossenschaftsrecht, Bern 1957, S. 211. 
12 Vgl. dazu HANS PETER FRIEDRICH, Das Genossenschaftskapital im schweizerischen 

OR, Diss. Basel 1943, S. 59; FRAN<;:OIS JOMTNI, Parts sociales et capital dans le droit 
suisse des cooperatives, Diss. Lausanne 1966, S.41. 

13 Bezüglich des Nennwerts vgl. FRIEDRICH, a.a.O. (Anm.12) s. 61; WALTER HENSEL, 

Der Genossenschaftsanteil nach schweizerischem OR, Diss. Zürich 1947, S. 85; 

GERWIG, a .a.O. (Anm.11) S.213; bezüglich der Liberierung FRrEDRICH, a.a.0., S.8; 

HENSEL, a.a .O ., S. 63; JoMrNI, a.a.O. (Anm.12) S. 71; GERWrG, a.a.O., S.213. 
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hat. Die Genossenschaft erscheint so geradezu als Gegenstück zur Kapital­
gesellschaft. 

2. Körperschaftlicher Aufbau im nichtvermögensmäßigen Bereich 

«Die Genossenschaft ist eine als Körperschaft organisierte Verbindung 
.. . von Personen oder Handelsgesellschaften ... » 14, eine juristische Person 
mit körperschaftlicher Verfassung. Ihr persönliches Substrat wird gebildet 
durch Mitglieder und nicht - wie bei der Anstalt - durch ein zweckgewid­
metes Vermögen . Den Mitgliedern müssen - im Gegensatz zu den Des ti­
natären einer Anstalt - begriffsnotwendig Rechte und Pflichten zukom­
men . Sie - und nicht eine vorgegebene Widmung - sollen die Tätigkeit der 
Körperschaft bestimmen. 

Entsprechend ist die interne Organisation der Genossenschaft eindeutig 
körperschaftlich aufgebaut, indem die maßgebenden Entscheidungsbefug­
nisse der Mitgliedergesamtheit vorbehalten werden15 . Betont wird das 
körperschaftliche Element vor allem auch schon durch das Selbsthilfe­
prinzip, welches eine Ausrichtung auf aktiv tätige und autonom entschei­
dende Mitglieder verlangt. 

Bei der Regelung der Vermögensverhältnisse zeigen sich dagegen gewisse 
stiftungsmäßige Züge. Zur lllustration sei hier an zwei Bestimmungen er­
innert: 

Ein Überschuß fällt bei der Genossenschaft nach dispositivem Gesetzes­
recht voll umfänglich in das Genossenschaftsvermögen 16 . Auf diese Weise 
soll mit der Zeit eine Art Sozialvermögen gebildet werdenL7

. Die Verselb­
ständigung der Genossenschaft, ihre Loslösung aus der Abhängigkeit ge­
genüber den Mitgliedern, wird dadurch unterstützt ; auf der Vermögensseite 
kann sich das Verhältnis des Mitglieds zu seiner Körperschaft materiell 
allmählich in das eines Destinatärs gegenüber einer Stiftung umwandeln . 

Besonderes gilt für die Verwendung des Liquidationsüberschusses. Nach 
Art. 913 OR darf ein solcher nur dann unter die Genossenschafter verteilt 
werden, wenn die Statuten dies ausdrücklich vorsehen. Fehlt eine statu­
tarische Bestimmung, so ist der Liquidationsüberschuß zu genossenschaft­
lichen Zwecken oder zur Förderung gemeinnütziger Bestrebungen zu ver-

14 Art. 828 Abs. I OR. 
15 Vgl. Art.879 OR. 
16 Art. 859 Abs. I OR. 
17 GERWIG, a.a.O. (Anm. 11) s. 53 ; WERNER SCHNEIDER, Der Schutz des Genossen­

schaftskapitals, Diss. Basel 1949, S.46. 
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wenden. Darin zeigt sich die Tendenz, die Erfolge genossenschaftlicher 
Tätigkeit nicht den Mitgliedern vorzubehalten, sondern sie in den Dienst 
einer größeren Zahl von Nutznießern zu stellen. 

lm nichtvermögensmäßigen Bereich - dies sei nochmals betont - und vor 
allem im Bereich der Willensbildung ist dagegen die körperschaftliche Aus­
gestaltung bei der Genossenschaft sehr konsequent durchgeführt. 

II. Ungewöhnliche Verwendung der Rechtsform der Genossenschaft 

Trotz dieser eindeutigen Stellw1gnahme des Gesetzes und obschon bei 
der Revi sion des schweizerischen Gesellschaftsrechts in den Jahren 1919-
1936 « mit flammendem Schwert und heiligem Eifer alles aus dem Genos­

senschaftsparadies» hätte vertrieben werden sollen, «was nicht einwand­
frei als echt kooperativ ausgewiesen ist »18, finden sich heute zahlreiche 
Genossenschaften, welche in ihrem Aufbau den erwähnten Grundsätzen 
des schweizerischen Genossenschaftsrechts zuwiderlaufen. Drei Beispiele 
se ien im folgenden skizziert: 

J. Die Schweizerische Lebensl'ersicherungs- und Rentenanstalt 

Die Schweizerische Lebensversicherungs- und Renten anstalt wurde 
1857 a ls eine auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit beruhende Anstalt 
gegründet. Die Rechtsform der Genossenschaft wurde anläßlich der Ein­
führung des OR gewählt. Es handelte sich um eine reine Yerlegenheits­
lösung, wie ein Schreiben an verschiedene Versicherungsanstalten zeigt, in 

dem die Rentenanstalt ausführte, es wolle ihr scheinen, « daß keine der 
im Schweizerischen Obligationenrecht normierten Gesellschaftsarten für 
die Versicherungsgesellschaften auf Gegenseitigkeit passen ; am ehesten 
noch , obgleich mehrere Bestimmungen nicht zutreffen, der XXVII. Titel 
über Genossenschaften» 19 . 

In ihrer Organisation steht die Rentenanstalt unter den schweizerischen 
Gesellschaften einmalig da: Sie kennt nämlich weder eine Generalver­

sammlung noch eine Delegiertenversammlung. Auch die Urabstimmung 
ist nur vorgesehen für die Beschlußfassung über die Auflösung der Gesell­
schaft oder ihre Fusion mit einer anderen juristischen Person . 

18 So der Berichterstatter der nationalrätlichen Kommission, StenBull NR 1934, S. 752. 
'" Zit. nach HANS Wvss, Schweizerische Lebensversicherungs- und Rentenanstalt 1857-

1957, Zürich 1957, S.104. 
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Der Aufsichtsrat ( = Verwaltungsrat) vereinigt auf sich die üblichen 
Kompetenzen der Verwaltung und die ordentlicherweise der Generalver­
sammlung zukommenden Befugnisse. Insbesondere stehen ihm zu die 
Wahl von Verwaltungsausschuß, Kontrollstelle und Generaldirektion , die 
Abnahme der Betriebsrechnung und der Bilanz, die Beschlußfassung über 
die Verwendung des Reinertrages sowie die Änderung der Statuten. Der 
Aufsichtsrat erteilt sich selber Decharge, und er ergänzt sich selbst durch 
Kooptation. - Die Kontrollstelle ist vom Aufsichtsrat personell nicht ge­
trennt, sondern wird von ihm aus seiner Mitte, allerdings außerhalb des 
Verwaltungsausschusses, gewählt. 

Ermöglicht wird diese außerordentliche Gewaltenkonzentration durch 
die Ausnahmebestimmung von Art. 893 OR, welche wie folgt lautet: «Die 
konzessionierten Versicherungsgenossenschaften mit über tausend Mit­
gliedern können durch die Statuten die Befugnisse der Generalversamm­
lung ganz oder zum Teil der Verwaltung übertragen. - Unübertragbar sind 
die Befugnisse der Generalversammlung zur Einführung oder Vermehrung 
der Nachschußpflicht, zur Auflösung und zur Fusion der Genossen­
schaft.» 20, 21 

Durch volle Ausschöpfung der mit dieser Norm gewährten Möglich­
keiten sind bei der Rentenanstalt den Mitgliedern praktisch sämtliche 
Herrschaftsrechte entzogen und dadurch tiefgreifende Veränderungen im 
Wesen der Verwaltung bewirkt worden: Diese ist nicht mehr von der Mit­
gliedergesamtheit gewählt und ihr verantwortlich, sondern sie ergänzt sich 
selbst und ist nur noch dem Gesellschaftszweck unterstellt. Ähnlich einem 
Stiftungsrat hat sie die Aufgabe, die Verwendung eines für einen bestimm­
ten Zweck vorgesehenen Vermögens zu regeln. Dadurch tritt das körper­
schaftliche Element gänzlich in den Hintergrund, die Genossenschaft 
wird faktisch zur Anstalt. 
20 Vgl. dazu ROLAND SooER, La cooptation et Ja societe cooperative d'assurance en droit 

suisse, Diss. Fribourg 1952; Orro MATTER, Eine umstrittene Spezialbestimmung des 
neuen Genossenschaftsrechts, Separatdruck aus der Neuen Zürcher Zeitung 1939; 
SIGG, a.a.O. (Anm.8) S.157ff.; HENSEL, a.a.O. (Anm. 8) S.214ff.; ERNST HüGI, Die 
rechtliche Natur der Versicherung auf Gegenseitigkeit, Diss. Bern 1935. - Die Ein­
führung dieser Norm war bei der Revision des Gesetzes sehr umstritten. Maßgebend 
für ihre Durchsetzung waren die Voten von Vertretern der Rentenanstalt; vgl. dazu 
die ausführliche Darstellung bei MATTER, S.4ff. 

21 Diese Bestimmung steht meines Wissens im schweizerischen Recht isoliert da. Ver­
gleichbar ist höchstens noch Art. 36 Abs. 2 des Bankengesetzes, der vorsieht, daß im 
Bankenkonkurs die Konkursverwaltung an die Stelle der Gläubigerversammlung 
tritt. Dort geht es aber nur noch um die Liquidation, nicht um die Weiterführung und 
Entwicklung eines Unternehmens. 
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2. Die Schweizerische Volksbank 

Die Schweizerische Volksbank wurde vor einem Jahrhundert als Gesell­
schaft mit ausgeprägt sozialer Zielsetzung konstituiert. Geschäftsbereich 
und örtliche Ausdehnung vergrößerten sich rasch, und bis zu den dreißiger 
Jahren dieses Jahrhunderts hatte sich die Volksbank zur Großbank ent­
wickelt. Mit der Größe änderte sich auch die Struktur der Gesellschaft 
grundlegend: Ursprünglich eine soziale Selbsthilfeorganisation, entwik­
kelte sie sich schon bald zur Handelsbank. Heute bestehen weder mit Bezug 
auf den Kundenkreis noch bezüglich der Geschäftstätigkeit irgendwelche 
statutarischen Beschränkungen. 

An der Organisation der Gesellschaft fallen die großen Befugnisse der 
Exekutivorgane auf. Nach den Statuten steht dem Verwaltungsrat die 

Beschlußfassung über alle Angelegenheiten zu, welche nicht statutarisch 
einem andern Organ zugewiesen sind. Diese Bestimmung entspricht der 
gesetzlichen Vermutung für das Aktienrecht. Tatsächlich ist jedoch die 
Mac.;htk onzentration in der Hand der Verwaltung bedeutend größer als dies 
bei einer Aktiengesellschaft möglich wäre. Als Beispiel sei lediglich ange­
führt, daß die Ausgabe von Stammanteilen in den Kompetenzbereich des 
Verwaltungsrates fällt. Dadurch wird es der Verwaltung möglich, eine 
Kapitalerhöhung durchzuführen, ohne die Mitglieder oder auch nur die 
Delegierten überhaupt zu befragen , ein Vorgehen, das bei einer Aktien­
gesellschaft undenkbar wäre 22 • - Seitens der Volksbank wird denn auch 
ein besonderer Vorteil der Rechtsform der Genossenschaft darin erblickt, 
daß sie ein straff geleitetes Management erlaubt. 

Von außerordentlich weittragender Bedeutung ist die Tatsache, daß die 

Kapitalbeteiligung vollständig von der Mitgliedschaft gelöst sein kann 23 • 

Eine Mitgliedschaft ohne die Beteiligung am Anteilscheinkapital ist zwar 
undenkbar, dagegen ist umgekehrt die Beteiligung von Nichtmitgliedern 
sehr häufig . 

Der größte Teil der Volksbankanteile ist nämlich heute mit einer Blanko­
zession versehen und wird in dieser Form wie ein Wertpapier gehandelt. 
Die Anteile verkörpern so - wenn nicht rechtlich, so doch faktisch - sämt­
liche Vermögensrechte, insbesondere das Recht auf Dividende und das 
Bezugsrecht bei der Ausgabe neuer Anteilscheine. Jhre Übertragung unter-

22 So ist eine J 969 vorgenommene Kapitalerhöhung vom Verwaltungsrat allein be­
schlossen worden . 

23 Vgl. dazu die vehemente Kritik von GEORGES CAPITAINE, La Banque Populaire Suisse, 
une societe cooperative ou une S.-A.? SAG 36, I 963, S. 233 ff. 
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scheidet sich der Form wie der praktischen Auswirkung nach in keiner 
Weise von der Übertragung von Inhaberpapieren . Der Erwerber erlangt 

jedoch nur Vermögensrechte, nicht die Mitgliedschaft. Mitglied werden 

könnte er nur durch einen Aufnahmebeschluß der zuständigen Direktion , 
worum die wenigsten Erwerber ersuchen. 

Die Volksbank ist dieser Entwicklung in keiner Weise entgegengetreten , 

sondern hat sie im Gegenteil noch dadurch gefördert, daß sie die Börsen­
kotierung der Anteilscheine erwirkte. Die freie Negotiabilität der Ver­
mögensrechte ist dadurch vollkommen. 

Die Mitgliedschaft reduziert sich praktisch auf das Recht, alle drei Jahre 
bei der Delegiertenwahl mitwirken zu können - ein Recht, das um so 

bedeutungsloser ist, als dem einzelnen Mitglied unabhängig von seiner 
Kapitalbeteiligung und unabhängig auch davon, ob es weitere Mitglieder 

vertritt, nur eine Stimme zukommt. Die Mitwirkungsrechte der Genossen­

schafter sind demnach noch geringer als die der Kleinaktionäre einer 
Publikums AG. - frgendwelche Pflichten , die über den Erwerb eines An­
teilscheines hinausgingen, bestehen nicht. 

r n der Ausgestaltung von Mitgliedschaft und Beteiligung kommen wir 
also zum folgenden merkwürdigen Resultat: Die Mitgliedschaftsrechte 

reduzieren sich auf ein völlig bedeutungsloses Mitwirkungsrecht. Die allein 

bedeutsamen Vermögen srechte si nd von der Mitgliedschaft gelöst und den 
Inhabern von Stammanteilen zugewiesen . Sämtlichen Mitgliedern kom­

men zwar auch Vermögensrechte zu, aber in ihrer (notwendigen) Eigen­
schaft als Stammanteilinhaber, nicht in ihrer Eigenschaft als Mitglieder. 
Nichtmitglieder, die Anteile besitzen, haben die gleichen Rechte . 

Zusammenfassend sind die folgenden Charakterzüge der Schweizeri­

schen Volksbank festzuhalten : Sie ist eine Großbank vom Typus der 

Universalbank, die keinerlei auf die Rechtsform zurückzuführende Eigen­

arten in ihrer Tätigkeit aufweist. fn der internen Organisation fallen die 
geringen Mitwirkungsrechte der Mitglieder und die große Unabhängigkeit 
der Verwa ltung auf.Dadurch trägt auch diese Gesellschaft stiftungsmäßige 
Züge. - Kapitalbeteiligung und Kapitalinteresse stehen im Vordergrund. 
Man ist daher geneigt, von einer Kapitalgesellschaft zu sprechen, a llerdings 

mit einem wesentlichen Vorbehalt: Auf die Zusammensetzung der Ver­

waltung hat die Kapitalbeteiligung keinen Einfluß. 

Auch bei der Volksbank ist die besondere Eigenart zum Teil durch eine 
gesetzliche Spezialbestimmung ermöglicht worden: Art. 861 Abs. I OR 
hebt für Kreditgenossenschaften die generell bestehende Dividenden­

beschränkung von Art. 859 Abs. 3 auf. Damit wird es den Genossen-
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schaftsbanken ermöglicht, den Reinertrag nach kapitalistischen Grund­
sätzen an ihre Mitglieder auszuschütten 24 . - Die Konsequenzen einer 
solchen Regelung reichen unter Umständen weit über die Vermögensseite 
der Mitgliedschaft hinaus: Das Motiv für den Beitritt zur Genossenschaft 
liegt nun nicht mehr im Bestreben, in gemeinsamer Selbsthilfe konkrete 
eigene Bedürfnisse zu befriedigen , sondern im reinen abstrakten Dividen­
deninteresse. Dadurch ändert sich auch der Charakter der Gesellschaft: Sie 
bezweckt nicht mehr die Förderung bestimmter Interessen ihrer Mitglieder, 
sondern sucht möglichst hohe Erträge herauszuwirtschaften. Aus der 
Genossenschaft ist damit eine Kapitalgesellschaft geworden. 

Die Volksbank hat allerdings die kapitalistischen Elemente noch über 
das gesetzlich Vorgesehene hinaus verstärkt, indem sie die Vermögens­
rechte von der Mitgliedschaft gelöst und fungibel ausgestaltet hat. 

Vom Gesetz nicht vorgesehen sind weiter die Tendenzen einer Entwick­
lung zur Anstalt hin. 

3. Die Migros-Genossenschaften 

Der Migros-Genossenschafts-Bund - wirtschaftlich der Nachfolger 
einer früheren « Migros Aktiengesellschaft» - umfaßt neben zahlreichen 

anderen Gesellschaften verschiedener Rechtsform zwölf Konsumgenos­
senschaften. Der Aufbau dieser Genossenschaften weist ebenfalls Beson­
derheiten auf. 

Auch hier se i zunächst kurz auf die Organisation eingetreten: 
Die Mitgliedergesamtheit übt ihre Befugnisse in der Urabstimmung aus. 

Gemäß den Statuten fallen namentlich in ihren Kompetenzbereich die 
Wahl der anderen Organe, die Änderung der Statuten, Beschlußfassung 
über Fusion und Auflösung, Beschlußfassung über die Jahresrechnung und 
die Verwendung des Reinertrages. Tatsächlich beschränkt sich ihre Funk­
tion jedoch auf eine Genehmigung der Jahresrechnung - sie erfolgt regel­
mäßig mit mehr als 90% Ja-Stimmen - und allfälliger Statutenänderungen 

24 Vgl. dazu WALTER VOG EL, Die Genossenschaft als Rechtsform für Bankunterneh­
mungen nach schweizerischem Recht, Diss. Zürich 1940, S.155ff.; H ERMANN GuT­
KNEC HT, Die finanziellen Berechtigungen und Verpflichtungen der Genossenschafter, 
D iss. Bern 1937, S. 87 f. sowie die Kritik von GvsrN, a.a.O. (Anm. 6) S. 354. - Daß diese 
Ausnahme, welche einen starken Einbruch in genossenschaftliche Prinzipien zuläßt, 
in das Gesetz aufgenommen worden ist, erklärt sich vor allem daraus, daß der Vertre­
ter der Kreditgenossenschaften in der Expertenkommission nicht dem Kreis der zahl­
reichen kleinen Genossenschaftsbanken entstammte, sondern Mitglied der Geschäfts­
leitung der Schweizerischen Volksbank war; vgl. GvsIN, a .a.O. (Anm. 6) S. 347. 
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und Fusionen. Die übrigen Organe werden dagegen stets in stiller Wahl 
bestimmt, da dem Vorschlag der Verwaltung jeweils keine Alternativen 
gegenüberstehen. Auch der Beschlußfassung über die Genehmigung der 
Verwendung des Reinertrages kommt nur theoretische Bedeutung zu, da 
es der Verwaltung obliegt, sowohl die Leistungen an die Genossenschafter 
wie auch die Aufwendungen für nichtgeschäftliche Zwecke festzusetzen. -
Die Beantwortung weiterer der Urabstimmung unterbreiteter Fragen hat 
- ohne daß dies klar zum Ausdruck gebracht würde - nur konsultativen 
Charakter. 

Der Genossenschaftsrat unterscheidet sich wesentlich von der im Gesetz 
vorgesehenen Delegiertenversammlung. Seine Funktion liegt primär darin, 
eine Kontaktstelle zwischen Verwaltung und Mitgliedern bzw. Konsumen­
ten zu bilden. 

Die tatsächlich entscheidenden Befugnisse sind der Verwaltung zuge­
ordnet. Sie ist nach den Statuten «zur Behandlung aller Geschäfte zustän­
dig, die nicht durch das Gesetz oder die Statuten ausdrücklich einem 
anderen Organ vorbehalten sind». In der starken Stellung der Verwaltung 
wird von Befürwortern wie Gegnern der Migros-Genossenschaften eines 
ihrer wesentlichen Merkmale erblickt 25 • 

Gemäß den Statuten wird die Mitgliedschaft erworben durch einen Auf­
nahmebeschluß der Verwaltung aufgrund eines schriftlichen Beitritts­
gesuches. Das Mitglied hat mindestens einen Anteilschein zu übernehmen. 
- Faktisch wird die Mitgliedschaft jedoch erlangt durch Einsendung einer 
Beitritts-«Erklärung», wobei der Anteilschein durch einen Gratisgut­
schein der Genossenschaft gedeckt wird. Beitrittserk lä rungen und Gut­
scheine werden von Zeit zu Zeit a llen Haushalten in Publikationen der 
Migros zugestellt. 

Die Mitgliedschaft ist ausgesprochen inhaltsarm. Irgendwelche beson­
deren Mitgliedschaftspflichten bestehen nicht, und die Rechte beschränken 
sich - vom ziemlich bedeutungslosen Stimm- und Wahlrecht abgesehen -
auf gewisse Vergünstigungen. 

Auffällig ist bei den Migros-Genossenschaften die sehr weitgehende 
Eigenfinanzierung. Das Eigenkapital besteht zum überwiegenden Teil - bei 
der Genossenschaft Zürich zum Beispiel zu beinahe 90% - aus offenen 
Reserven und Fonds und nur zum kleinen Teil aus Genossenschaftskapital. 

25 Anderseits wird von den Verwaltungen der Migros-Genossenschaften betont, « daß 
in den <alten> Genossenschaften der Schweiz zuviel Demokratie die Geschäftsleitun­
gen in ihren Entscheidungen hemme». («Wir Brückenbauern vom 19.7. 1968, 
Blatt 1) 
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Bei allen Genossenschaften haben zudem die stillen Reserven einen sehr 
großen Umfang angenommen. Langfristiges Fremdkapital stammt fast 
ausschließlich von migros-eigenen Kreditoren. 

Die einzelnen Genossenschaften sind durch enge Bande mit dem Genos­
senschafts-Bund verknüpft. So besitzt dieser unter anderem ein Vorschlags­
recht bei der Wahl der Organe der Mitgliedgenossenschaften, er hat zuzu­
stimmen bei der Ausdehnung des Sortiments auf neue Zweige und es ob­
liegt ihm auch die gesamtschweizerische Propaganda für Waren und 
Ideengut. 

Die Migros-Genossenschaften zeichnen sich somit aus als Großunter­
nehmen, die vo ll ständig frei sind von Einflüssen seitens migrosfremder 
Kapitalgeber und weitgehend unabhängig auch von ihren eigenen Mit­
gliedern. An die Stelle der Abhängigkeit von Mitgliedern oder Kapital­
gebern tritt die Bindung an den Genossenschafts-Bund und damit ver­
knüpft an best immte vorgegebene Grundsätze. Auch diese Unternehmen 
weisen also einen st iftungsmäßigen Charakter a uf. Interessant ist, daß die von 
der gesetzlichen Grundordnung ebenfalls stark abweichende Struktur ohne 
irgendwelche Spezialbestimmungen im Gesetz verwirklicht werden konnte. 

Diese Beispiele mögen genügen, um zu zeigen, daß die Wirklichkeit im 
Genossenschaftswesen oft stark von den Intentionen des Gesetzgebers 
abgewichen ist. Dabei haben gesetzliche Kompromisse für einzelne Genos­
senschaftsarten zwar die unübliche Verwendung der Genossenschaftsform 
gefördert, doch reichen die Abweichungen von der gesetzlich erstrebten 
Ordnung weit über das Vorgesehene hinaus. 

Welches sind nun die Gründe, die zur Wahl oder Beibehaltung der 
Rechtsform der Genossenschaft in Fällen geführt haben, in denen diese 
Gesellschaftsform nicht erwartet wird? 

ID. Gründe für die Verwendung der Rechtsform der Genossenschaft 26 

J. Aus dem Gesellschaftsrecht entspringende Vorteile 

Gesellschaftsrechtlich besteht der Vorteil der Genossenschaft gegen­
über anderen Gesellschaftsformen - namentlich gegenüber der AG -

26 In dieser Übersicht kann nur eine Auswahl der wichtigsten Gründe angeführt werden. 
Näheres bei FORSTMOSER, a.a.O. (Anm. I) s. 81 lf. 
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meines Erachtens in erster Linie im Prinzip der einen Stimme pro Kopf 
Dieses Prinzip bewirkt zweierlei: 

- Es ermöglicht eine starke, von den Mitgliedern weitgehend unabhängige 
Stellung der Verwaltung. 

- Es verhindert eine Abhängigkeit der Gesellschaft von Konkurrenzunter­
nehmen. 
Tm folgenden seien diese Feststellungen etwas erläutert: 
Bei Versicherungsgenossenschaften erlaubt die bereits erwähnte Spezial­

bestimmung von Art. 893 OR eine Machtkonzentration in den Händen der 
Verwaltung, wie sie bei keiner anderen Körperschaft denkbar wäre. Bei 
den übrigen Genossenschaften - sofern sie eine große Mitgliederzahl auf­
weisen - ermöglicht das Eine-Stimme-Prinzip eine ähnliche Struktur. 

Dieses Prinzip, zur Garantie einer demokratischen Grundordnung zwin­

gend vorgeschrieben, erweist sich nämlich bei der mitgliederreichen Ge­

nossenschaft gerade im Gegenteil als der demokratischen Ordnung ab­
träglich: Während bei der großen AG eine mehr oder minder wirksame 
Kontrolle der Verwaltung durch Großaktionäre bestehen bleibt, erscheint 
eine analoge Kontrolle durch die Mitglieder bei der Großgenossenschaft 
als nahezu unmöglich . Die Macht der Generalversammlung ist auf gesplit­

tert auf eine Vielzahl von Mitgliedern, denen zwar allen das gleiche, da mit 

aber auch das gleich geringe Gewicht zukommt 27 . 

Der zwingende Grundsatz der einen Stimme pro Kopf hä lt aber auch 
Konkurrenzeinflüsse von der Gesellschaft fern : Bei der AG können sich 
Konkurrenzunternehmen durch den Aufkauf von Aktien ein Mitbest im­
mungsrecht verschaffen. Die Vinkulierung der Aktien erschwert zwar diese 
Einflußmöglichkeit, ihre Wirkung kann aber durch das Dazwischenschal­

ten von Strohmännern paralysiert werden . Bei der Genossenschaft da­

gegen kann ein einzelner noch so viele Anteilscheine erwerben, seine Mit­
spracherechte vermehren sich dadurch nicht im geringsten. Zusätzliche 

Mitwirkungsrechte könnte er nur durch den Einsatz einer Vielzahl von 
Mittelsmännern erlangen, ein Vorgehen , das bei einer Genossenschaft 
mit Tausenden von Mitgliedern nicht praktizierbar ist 28 . 

27 Die Entmachtung der Mitgliedergesamtheit wird noch dadurch verstärkt, daß eine 
Stellvertretung nur in engem Rahmen möglich ist. Der organisierte Zusammenschluß 
von Genossenschaftern zu gemeinsamem Vorgehen wird dadurch sehr erschwert. 

28 Man halte sich vor Augen, daß beispielsweise die Genossenschaft Migros Zürich 
Ende 1968 mehr als 220000 Mitglieder zählte' 



Zur Verwendung der Rechtsform der Genossenschaft 351 

2. Steuerrechtliche Vorteile 

Die Genossenschaften sind durch die Besteuerungsregeln mancher Kan­
tone in teil s erheblichem Umfang begünstigt 29 . Wo für die Verfolgung 
eines Zwecks sowohl die Rechtsform der Genossenschaft als auch die der 
kapitali sti schen Körperschaft offenstehen, ist daher die Wahl der Genos­

senschaftsform steuerlich häufig vorteilhafter. 

3. Fehlen einer passenden Gesellschaftsform 

Im schweizerischen Recht besteht nach nahezu unbestrittener Ansicht 
ein numerus clausus der Gesellschaftsformen 30 . In unserer Gesetzgebung 
nicht vorgesehene ausländische Verbandspersonen können daher nicht 
übernommen werden 31 . Auch « ist es den Privaten verwehrt, etwa durch 

Kombination anerkannter Formen neue zu schaffen» 32. 

Diese Rechtslage bewirkt, daß bei der Wahl der Gesellschaftsform von 
Zusammenschlüssen, für deren Struktur und Zielsetzung sich keine adä­
quate Form vorfindet, in eine der gesetzlich geregelten Gesellschaften aus­
gewichen werden muß. Neben der AG dient auch die Genossenschaft als 
eine solche Ausweichgesellschaft. Dabei sind verschiedenartige Tat­
bestände zu unterscheiden . 

a) Fehlen einer «societe a capital l'ariable» kapitalistischer Struktur 

Die Genossenschaft ist die societe a capital variable des schweizerischen 
Rechts. Sie ist für personen- und nicht für kapitalbezogene Gesellschaften 
geschaffen worden. Da jedoch eine entsprechende Rechtsform für Kapital­
gesellschaften fehlt, liegt die Versuchung nahe, die Genossenschaftsform 
a uch für kapitalistisch strukturierte Gesellschaften zu gebrauchen. 

29 Der Kanton Zürich z.B. besteuert Genossenschaften mit einer proportionalen Er­
tragssteuer von 3% des steuerbaren Ertrages, Kapitalgesellschaften mit einer progres­
siven Ertragssteuer von 2- 10%. - In zahlreichen Kantonen (nicht in Zürich) werden 
allerdings steuerliche Vorteile den eigentlichen Selbsthilfegenossenschaften vorbehal­
ten. Auch besteht allgemein eine Tendenz, die unterschiedliche Behandlung von Ge­
nossenschaften und Kapitalgesellschaften abzubauen . Näheres bei FoRSTMOSER, 
a.a.O. (Anm. J) S. 9 I ff. 

30 Vgl. ARTHUR MElER-HAvoz, Personengesellschaftliche Elemente im Recht der Ak­
tiengesellschaft, Festschrift für Walther Hug, Bern 1968, S. 377 ff.; ARNOLD KOLLER, 
Grundfragen ei ner Typuslehre im Gesellschaftsrecht, Diss. Fribourg 1966, S. 96 ff. 
und die dort S. 96 N . I aufgeführten Autoren. 

31 Anders das liechtensteinische Recht; vgl. Art. 629 Abs. I LPG R. 
32 KOLLER, a.a.O. (Anm. 30) S.127. 
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Für die Zulassung einer kapitalistisch aufgebauten societe a capital 
variable in der Rechtsform der Genossenschaft hat sich seinerzeit vor 
allem CAPITAINE ausgesprochen 33 : «Les experiences des cinquante der­
nieres annees constatees par le moyen des societes cooperatives de credit, 
etablissent indubitablement que la societe a capital variable repond a une 
necessite economique et sociale .. . l'extirper purement et simplement de 

notre droit et partant de notre organisme social, en interdisant a la societe 
cooperative d'etre une societe commerciale . . . est donc une impossibilite 
pratiq ue .» 

Der Gesetzgeber ist der Ansicht CAPITAINES im Bereich der Kreditgenos­
senschaften gefolgt, indem er hier teilweise eine kapitalistische Ausgestal­
tung der Mitgliedschaft gestattet. In diesem Bereich jedenfalls besteht die 
Möglichkeit, das Fehlen einer kapital bezogenen societe a capital variable 
durch die Verwendung der Genossenschaftsform großteils zu kompensie­
ren . Daß dabei die Mitbestimmungsrechte kraft zwingenden Rechts per­
sonenbezogen bleiben, wird regelmäßig nicht als Nachteil , sondern gerade 
als besonderer Vorteil dieser Gesellschaftsform gewertet. 

b) Fehlen einer anstaltsähnlichen Rechtsform für wirtschaftliche Zwecke 

Bei Großunternehmen zeichnet sich immer stärker eine Tendenz ab, die 
demokratisch-körperschaftliche Organisation zu modifizieren. Mehr und 
mehr werden diese Unternehmen geleitet von einer Verwaltung, die sich 
weniger gegenüber den Mitgliedern als gegenüber dem Unternehmen als 
solchem und gegenüber dem Unternehmenszweck verantwortlich fühlt 34 . 

Die körperschaftlichen Elemente werden dadurch zurückgedrängt und 

durch anstaltsmäßige ersetzt. 
Im Ausland sind in den letzten Jahren eigentliche Unternehmensstif­

tungen gebildet worden 35 . 

33 GEORGES CAPITAINE, Contribution a l'etude de la societe a capital variable en droit 
suisse, ZBJV 59, 1923, S. 265 ff. ; ähnlich FRITZ HuMMLER, Die Gesellschaft mit ver­
änderlichem Kapital im französischen und im schweizerischen Recht , D iss. Bern J 926, 
insbes. S. 56 ff., 84 ff. 

34 Vgl. dazu die Darstellungen und Literaturangaben bei RUDOLF W1ETHÖLTER, Inter­
essen und Organisation der Aktiengesellschaft im amerikanischen und deutschen 
Recht, Karlsruhe 1961, S. 38 ff. und WOLFGANG ZöLLER, Die Schranken mitglied­
schaftlicher Stimmrechtsmacht bei den privatrechtlichen Personenverbänden, Mün­
chen/Berlin 1963, S.68ff. 

35 Vgl. dazu PErDER MENGIARDI, Strukturprobleme des Gesellschaftsrechts, ZSR 87 II, 
1968, S.26ff., 204ff. und die dort angeführte Literatur sowie UwE PAVEL, Eignet sich 



Zur Verwendung der Rechtsform der Genossenschaft 353 

Die Rechtsfo rm der G enossenschaft lä ßt sich nun besser a ls die der AG 
für ansta ltsä hnliche Gebilde verwe nden: Das Prin zip der einen Stimme 

pro K opf verhin de rt e ine wirksame Mitbestimmung der Gesellscha fter. 
Zwar läßt sich die demo kra t ische Grundo rdnung in der Fo rm der indirek­
ten Demo krati e erha lten, d och besteht keine Pfl icht hi ezu. Wo es nicht 

geschieht, stehen die Mitgli ede r - wie gezeigt - fa kti sch a ls Destin a tä re 

einer nu r noch der Gese ll schaft und dem Gesell schaftszweck verpflichteten 
Ve rwa ltu ng gegenüber. - Hinzu kommt, da ß die gesetzlichen Bestimmun­

gen über di e Ve rwendung des R einertrages und eines a llfälligen Liqui­
dationsüberschusses einer Vermögensansammlung in to ter Hand 36 Vor­
schub lei sten , wodurch der Stiftu ngscha ra kter noch verstärkt wird . 

c) Fehlen einer besonderen Gesellschaf tsform f ür Versicherungsgesellschaf­

ten at!f Gegenseil igkeit 

Einen extrem a nsta ltsmäß igen A ufba u weisen gewisse Versicherungs­
genossenschaften a uf, in erster Linie d ie Rentena nsta lt. 

Im A usla nd besteht für die Ve rsic herungsgesell schaften a uf G egense itig­
keit hä ufig e ine besondere Gese ll scha ftsfo rm 3;. Das schwe ize ri sche R echt 

stellt ihnen keine eigene Rechtsfo rm zur Verfügung, wesha lb sich die Ver­

wendung der Ge nossenschaftsfo rm a u fdrä n gt 3~. 

Der schweize rische Gese tzgeber ha t jed och den Eigena rten der Ver-

die Sti ft ung für den Betrieb e rwerbswirtschaftli cher Unte rnehmen ? Bad Ha mburg/ 
Berlin /Zürich 1967 . A ls Beispiel se i die Ca rl Zeiss-Stiftung e rwä hnt, mit de r sich die 
schweizeri schen Gerichte schon zu befassen ha tten ; vgl. BG E 9 1 11 11 7 ff. - Zur Pro­

blemati k der Bildung von Unternehmenssti ftungen nach schweizeri schem Recht vg l. 
neuestens PETER GNOS, D ie Z uläss igke it de r Unternehmenssti ft ung im schweizeri­
schen Rech t, D iss. Zü rich 197 1. 

36 Vgl. dazu HANS HEROLD, Das a bsolu te E igentum und sein Zerfa ll , Schweize rische 
Beiträge zu m fünften interna tio na len Ko ngreß für Rechtsvergleichung, Zürich l 958, 
S.30. 

37 Vgl. dazu im Überbl ick H üG I, a .a .O. (A nm . 20) S. 33 ff.; ferner zur deutschen Regelung 
WI LHELM K1scH, Das Recht des Versicherungsvereins a uf G egensei tigkeit , Berlin 1951 , 
sowie HARRO f RELS, D er große deutsche Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit, 
Mutua lite 1966, S. 12 ff. 

38 Vgl. WI LLY KÖN IG, Rechtsfragen de r schweizer ischen Gegensei tigkeitsversicherung, 
Mu tua lite 1965, S. 36f.; GEORGES CAPITAINE, Pa rticula rites et anomalies du droit 
coopera tif suisse, ZBJ V 89, 1953, S. 105, wirft immerhin die Frage a uf, ob nicht für 
Versiche rungsunte rnehmen a uf Gegenseitigkeit die Rechtsform der Stiftung gemä ß 
A rt. 80 ff . ZGB eher angebracht wäre. 
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sicherungsgesellschaft auf Gegenseitigkeit Rechnung getragen und bei 
ihnen in ganz besonderem Ausmaß eine anstaltsähnliche Organisation 
zugelassen. «Indem das neue Obligationenrecht dieses wiederholt abge­
gebene Versprechen (auf Rücksichtnahme gegenüber Versicherungsgenos­
senschaften auf Gegenseitigkeit) erfüllte, hat es in gewissem Sinne die alte, 
privatrechtliche Anstalt der kantonalen Rechte mit ihren stiftungsmäßigen 

Zügen wieder aufleben lassen. » 39 Eine passende Gesellschaftsform fehlt 
damit eigentlich nur formell, nicht materiell. 

4. Probleme der Umwandlung in eine andere Rechtsform 

Die steuerliche Behandlung der Umwandlung einer Genossenschaft in 
eine andere Gesellschaftsform ist in der Schweiz nicht völlig geklärt. Diese 
Unsicherheit dürfte ein wesentliches Hemmnis für die Umwandlung von 
Genossenschaften in Körperschaften anderer Rechtsform sein: Falls näm­
lich eine Übertragung der Aktiven und Passiven von einer Genossenschaft 
auf die neu zu gründende Kapitalgesellschaft zu den bisherigen Buchwerten 
von der Steuerbehörde nicht zugelassen wird - was in verschiedenen Kan­
tonen ungewiß ist - , zwingt die Umwandlung zur Offenlegung der stillen 
Reserven. Die Folge davon ist eine Besteuerung der durch die Aufdeckung 
der stillen Reserven entstehenden Buchgewinne als Liquidationsgewinn. 

Zu den steuerlichen Problemen der Umw.andlung treten noch zivilrecht­
liche hinzu: Eine andere Rechtsform kann nur auf dem Weg über die 
Liquidation und Neugründung der Gesellschaft eingeführt werden . Eine 
Verordnung des Bundesrates hatte zwar für die Übergangszeit nach der 
Revision des OR eine erleichterte Umwandlung ermöglicht 40, doch ist 
diese Verordnung heute formell aufgehoben, nachdem ihre Weitergeltung 
über die Übergangszeit hinaus lange Zeit umstritten gewesen war. Der 
Wegfall der Erleichterungen ist meines Erachtens nur zu bedauern, da die 
Umwandlung einer Gesellschaft in eine ihr adäquatere Form von der 
Rechtsordnung nach Möglichkeit gefördert werden sollte. 

39 Wvss, a.a.O. (Anrn.18) S.114. 
40 Verordnung über die Umwandlung von Genossenschaften in Handelsgesellschaften 

vorn 29.Dezernber 1939; vgl. dazu REMIGIUS BÄRLOCHER, Die Umwandlung der 
Genossenschaft in eine Kapitalgesellschaft, Diss. Bern 1941; EuGEN Rrnu, Die Um­
wandlung von Genossenschaften in Handelsgesellschaften, Diss. Bern 1942; ANNE­
MARrE SENDER, Die Umwandlung von Genossenschaften in Aktiengesellschaften auf 
Grund der Verordnung vom 29.Dezember 1939, Diss. Zürich 1943. 
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IV. Rechtspolitische Überlegungen 

Zwei rechtspolitische Fragen se ien a bschließend kurz gestreift : 
- Sollen zusätzliche, einzelnen Gesellschaftsarten besser angepaßte Rechts­

fo rmen geschaffen werden? 
- Soll die Rechtsfo rm der Genossenschaft an außergewöhnliche Verwen­

dungsarten angepaßt werden? 

J. Notwendigkeit neuer Gesellschaftsformen ? 

ÜEHEN 41 sch lägt de lege ferenda die Schaffung von zwei Formen der Ge­
nossenschaft vor: einer Form für Gesell schaften, welche dem Ideal bild des 
geltenden Genossenschaftsrechts entsprechen und ei ner weiteren für 
eigentliche Massengenossenschaften mit großer Mitgli ederza hl und großen 

Umsätzen. 
Zu diesem Vorschlag ist kritisch zu bemerken, daß dadurch lediglich die 

Probleme einer Gruppe von Genossenschaften, fü r die das Kleid dieser 
Gese llschaftsfo rm nicht zu passen scheint, gelöst würden, nämlich die der 
großen K onsu mgenossenschaften. Bereits die sk izzierten Beispiele haben 
jedoch gezeigt, daß die Genossenschaftsform vo n sehr verschiedenartigen 
Gesellschaften mit sehr unterschiedlichen Strukturen verwendet wird. 

Schafft man für eine Gruppe ei n Sonderstatut, da nn li egt es nahe, a uch für 
die anderen eigene Rechtsformen zur Verfügung zu stellen. 

E ine solche Vervielfachung der Gesellschaftsformen aber würde eine 
Abkehr vo m bisherigen gesetzgeberi schen Grundsatz bedeuten , wonach 
ei nige wen ige, vielfä ltig verwendbare Gesellschaftsformen zur Verfügung 
gestellt werden so llen. Vor einer so lchen Abkehr warnt JouooN meines Er­
achtens zu R echt 42 : « ... en augmentant Je nombre de types lega ux, on ne 
bloque pas pour a utan t le mouvement de Ja vie : il faudrait touj ours a 
nouveau, et bien plus frequemment encore, rechercher dans quelle mesure 
teile realite sociale s'ecarte de tel ou tel type, et avec quelles consequences 
juridiques. Comme, par a illeurs, des <types> reels imprevus continueraient 
a surgi r sans fin, to ut sera it a recommencer, et de plus en plus rapidement, 
au detriment a Ja fois de Ja justice et de la securite juridiq ue.» 

Durch diese kriti schen Hinweise soll die Tunlichkeit der Einführung all­
fälliger neuer Gesellschaftsformen nicht generell negiert werden. Es war 

n F. ÜEHEN, D as Problem der Pseudogenossenschaft, SJZ 63, 1967, S. 117 ff. 
42 PIER RE JouooN, Problemes de structure dans le droit des societes, Portees et limites de 

la theorie des types, ZSR 87 II, 1968, S. 558f. ; ähnlich MENG IARDI, a.a.O. (Anm. 34) 
S. 126. 



356 PETER FORSTMOSER 

jedoch zu beto nen , daß bei jeder Vermehrung der gesetzlichen Gese ll­

schaftsformen große Zurückhaltung a ngebracht ist und daß daher vor­
gängig die Bedürfni sfrage durch e ine a ll seitige Abwägung der betroffenen 

Interesse n so rgfä ltig abzuklären ist. 

2. Notwendigkeit einer Partia/revision ? 

Hier sei nur ein ei nziger Punkt herausgegriffen , in dem mir eine Revi­
sion angebracht ersc,hei nt : Das geltende Genossenschaftsrecht erlaubt es, 
der Verwaltung die nötige Freiheit und Unabhängigkeit bei der Geschäfts­

führung einzuräumen. Dagegen hat es meines Erachtens zu wenig dafür 
gesorgt, daß auch bei mitgliederstarken Genossenschaften eine angemes­
sene demokrati sche Kontrolle erhalten bleibt . Tm besseren Ausbau der 

mitgliedschaftlichen Kontrollrechte namentlich mit Bezug auf Großgesell­
schaften liegt nach meinem Dafürhalten eine entscheidende Aufgabe einer 

allfälligen Reform . Die Gesetzgebung allein kann hier zwa r keine Lö ung 
bringen, wohl abe r kann sie die nötigen organisatori schen Grund lagen zur 

Verfügung stellen und a ll enfa ll s zwingend normieren . 
Ei ne wirksa me Kontrolle seitens der Gese ll schafter ka nn bei Großvcr­

bänden mit za h I reichen gleichberechtigten Mitgliedern n LI r a ur dem Wege 

der indirekten Demokratie erreicht werden. Für so lche Gesellschaften so ll te 
daher die Einführung der Delegiertenversa mmlung zwingend vorge·­

schrieben werden . Diese r Mitgliedervertretung wären bestimmte Befug­
nisse unübertragbar zuzuweisen - etwa in An lehnung an den Art. 879 OR 
des ge lte nden Rechts, der die unübertragbaren Kompetenzen der General­
versamm lung aufzählt. Die Grenze für die obligatorische Einführung der 

Delegiertenversammlung wäre viel le icht entsprechend dem deutschen 

Recht bei 3000 Mitgliedern zu ziehen. 

Die Generalversa mmlung wäre für so lche Großgesell schaften gänzlich 

auszuschalten , da hier die Gefahr rei ner Zufa ll sentscheide oder der Domi­
nierung durch eine woh lo rgani sierte Minderheit sehr groß ist. An ihre 

Stelle hätte die Urabstimmun-g zu treten , in der die Wahl der Delegierten 
und allenfalls - in Analogie zu Art. 893 Abs. 2 OR des geltenden Rechts -

der Entscheid über die Einführung oder Vermeh rung der Nachschuß­
pflicht, die Auflösung und die Fusion z u erfolgen hätte. 

Durch diese - verhältnismäßig geri ngfügigen - Änderungen des ge lten­
den Rechts sollte es möglich sein , fragwürdige A uswirkungen der geschil­
derten ungewöhn lichen Verwendung der Rechtsform der Genossenschaft 

weitgehend auszuschalten. 


